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Regierungsratsbeschluss 
  

RRB Nr.: 733/2024 

Datum RR-Sitzung: 3. Juli 2024 

Direktion: Direktion für Inneres und Justiz 

Geschäftsnummer: 2022.DIJ.6508 

Klassifizierung: Nicht klassifiziert 

  

Änderung des Einführungsgesetzes zur Zivilprozessordnung, zur Strafprozessordnung 

und zur Jugendstrafprozessordnung (EG ZSJ)  

Aufhebung des Dekrets über die Besetzung von Richter- und Staatsanwaltsstellen 

(BRSD) 

Einleitung des Vernehmlassungsverfahrens 

Aufgrund des Antrags der Direktion für Inneres und Justiz wird beschlossen: 

 

Die Direktion für Inneres und Justiz wird ermächtigt, ein Vernehmlassungsverfahren betreffend 

die Änderung des Einführungsgesetzes zur Zivilprozessordnung, zur Strafprozessordnung und 

zur Jugendstrafprozessordnung (EGZSJ) und die Aufhebung des Dekrets über die Besetzung 

von Richter- und Staatsanwaltsstellen (BRSD) einzuleiten. Die Vernehmlassungsfrist dauert bis 

am 7. Oktober 2024. 

 

 

 Im Namen des Regierungsrates 

  

 

 
  

 Christoph Auer 

Staatsschreiber 

 

 

 

 
Verteiler  

‒ Alle Direktionen  

 

Beilagen  

‒ Vorlage (Erlassentwurf und Synopse)  

‒ Vortrag 

 

 

 

 


